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Würdigung: 
 
Der Bebauungsplan 123 „Wohngebäude und Erschließungsstraße Am Bahndamm“ ist nach 
§ 13 a Baugesetzbuch ein „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ und ist im „Vereinfachten 
Verfahren“ nach § 13 Baugesetzbuch durchzuführen, in dem ein Umweltbericht entfällt. Eine 
artenschutzrechtliche Würdigung durch ein saP-Gutachten (spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung) wurde allerdings vorgenommen. Die Altlastenproblematik wurde durch ein Gut-
achten des IB BGU untersucht und die notwendigen Maßnahmen im Benehmen mit dem 
LRA Freising aufgezeigt. Bodenaustausch und Entsorgung von kontaminiertem Boden-
material wird von qualifizierten Firmen fachgerecht vorgenommen. Asbesthaltiges Material 
wird gemäß den einschlägigen Schutzbestimmungen entsorgt.  
 
Sämtliche geplante Gebäude in WA 1, WA 2 und WA 3 des Bebauungsplans halten die in 
der Bayerischen Bauordnung festgesetzten Abstandsregelungen ein. Für Gebäude bis 16 m 
Länge gilt die halbe Wandhöhe als Abstand. Das Baurecht auf dem Grundstück Fl. Nr. 446/6 
ist durch den Bebauungsplan 123 nicht beeinträchtigt. Da das Grundstück des Einwendungs-



führers außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans liegt, können hierfür keine 
Aussagen über eine Bebaubarkeit getroffen werden. Es steht dem Einwendungsführer 
allerdings frei, über einen Vorbescheid eine Bebauungsmöglichkeit seines Grundstücks 
rechtlich zu sichern. 
 
Eine Drehung der Baukörper würde dazu führen, dass die Hälfte der Unterkünfte nach 
Norden orientiert und die südorientierten Unterkünfte stärker dem Lärm ausgesetzt wären. 
Die Regierung von Oberbayern hat die Längsausrichtung der Gebäude in Nordsüdrichtung 
veranlasst, sodass eine Ausrichtung der Unterkünfte nach Ost + West ermöglicht wird.  
 
Die 3-geschoßige Bebauung in der Westhälfte des Grundstücks ist in Maß und Höhe ange-
messen und aufgrund der Vorgaben bezüglich Bezuschussung und Kosten nur so wirtschaft-
lich darzustellen. Die zugelassenen Dachaufbauten in der Gebäudemitte mit max. 6.0 m 
Länge, 4.0 m Breite und 2.5 m Höhe für Technik-Einrichtungen sind von den Dachrändern so 
weit entfernt, dass keine zusätzlichen Abschattungen entstehen.  
 
Der Gemeinderat hat sich bewusst entschieden hier keine Einfamilienhaus-Struktur fortzu-
führen sondern Geschoßwohnungsbau mit bezahlbarem Wohnraum u. a. für Obdachlose zu 
schaffen. Aufgrund dieser Vorgaben war eine entsprechende Baustruktur zu planen. Be-
grünte Flachdächer sind positiv für die ökologische Bilanz, da der Entzug von Grünflächen 
durch begrünte Dächern wieder kompensiert wird. Satteldächer über eine Gebäudebreite 
von 16 m mit ca. 35 ° Dachneigung erreichen eine Höhe von über 12 m. Ausgebaute Dach-
geschosse sind in der gesamten Gebäudebreite (Kniestock) nur eingeschränkt nutzbar. Die 
im Bebauungsplan festgesetzten Baugrenzen sind bindend und müssen eingehalten werden.  
Die in der Begründung angegebene Grundflächenzahl (GRZ) bezieht sich nur auf die Grund-
flächen der Wohngebäude ohne Nebenanlagen. Nach § 17 Baunutzungsverordnung ist für 
ein WA Gebiet eine Obergrenze von GRZ 0,4 festgesetzt, die jedoch unter Anrechnung von 
versiegelten Flächen und Nebenanlagen noch um 50 % überschritten werden kann. Es 
handelt sich hierbei um die voraussichtlich zu erwartenden Grundflächen bzw. Grundflächen-
zahlen. Da es in der praktischen Umsetzung sowie durch geänderte Nutzungswünsche der 
Bewohner zu einer Erhöhung der Grundflächen kommen kann (z. B. durch Wintergärten, 
Terrassen und deren Überdachungen, durch Gartenhäuschen etc.) wird im Bebauungsplan 
eine GRZ von 0,4 mit 50% Überschreitungsmöglichkeit nach § 19 Abs. 4 BauNVO für 
Nebenanlagen zugelassen. Die zulässigen Höchstgrenzen der Baunutzungsverordnung 
werden eingehalten. 
 
Durch die Baumaßnahme und den dafür erforderlichen aktiven Lärmschutzmaßnahmen über 
die gesamte Grundstückslänge wird sich eine deutliche Verringerung der Lärmbelastung für 
die dahinter liegende Einfamilienhaus-Bebauung am Ligusterweg einstellen. 
 
Diskussionsverlauf:  
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss beschließt die Würdigung entsprechend dem 
Sachvortrag. Eine Änderung der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 
Beratungsergebnis: 
 

 
Abstimmungs- 

Ergebnis 
 

 
 

: 

zugestimmt abgelehnt lt. Beschlussvor-
schlag 

Abweich. Beschluss 
(Rücks.) 
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